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Amtliches. 


8. März. Der König hat dem Appell.⸗Ger.⸗Rath 
Metus zu Marienwerder, dem Kreis⸗Ger.⸗Rath von Spießen zu 
- Dülmen im Kreiſe Coesfeld, und dem Juſtiz⸗Rath, Nechtsanwalt und 
Ka Kühn zu Pyritz den R. Ad.⸗Or. 3. Kl. mit der Schleife, dem 


——— — 


Berlin, 


Poſtverwalter Hartwig zu Konkolewo⸗Hauland im 
Freiſe Buk den K. Kr.⸗Or. 4. Kl.; dem Rechtsanwalt und Notar 
Teichmann in Breslau den Charakter als Juſtiz⸗Nath verliehen. 
4 Der im Verwaltungsbezirk der Cake Eiſenbahn⸗Direktion zu 


Fe a. M. angeſtellte königliche Eiſenbahn⸗Baumeiſter Auguſt 


Friedrich Kirſten iſt in gleicher Eigenſchaft von Witzenhauſen nach 
Öttingen verſetzt. Der Rechtsanwalt und Notar Patzki in Haynau 
zum Rachtsanwalt bei dem Ober⸗Tribunal, der Kreisrichter Kottmann 
M Bochum zum Rechtsanwalt bei dem Kreisger. in Perleberg und 
gleich zum Notar im Departem. des Kammerger. mit Anweiſung 
feines Wohnſitzes in Perleberg, und der Ober⸗Bürgermeiſter a. D. 
Boie in Bromberg unter Wiederaufnahme in den Juſtiz⸗ 
dienst zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Thorn und zu⸗ 
gleich zum Notar im Departem. des Appell.⸗Ger. zu Marienwerder, 
mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Thorn, ernannt worden. 


Deutſcher Reichstag. 
5. Sitzung. 
11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hof⸗ 


Berlin, 8. März. 
mann, von Möller. : 4 5 — 
Eingegangen ſind die Geſetzentwürfe 1) betreffend die Fee ſt⸗ 
eliung des Reichshaushaltsetats für das Jahr vom 
April 1877 bis 31. März 1878; 2) betreffend den Sitz des 
ichs gerichts; 3) betreffend die Aufnabme einer 
leihe zur Durchführung der allgemeinen Kaſernirung 
Reichsheeres und 4) eine Ueberſicht der Entſchließun⸗ 
des Bundes rathes über die Beſchlüſſe des 
Reichstages in voriger Seſſion. ; . 
er, Ohne Debatte genehmigt das Haus die Anträge der Abgg. 
äise, Blos und Kapell, betreffend die Aufhebung der a Die 
fung. Bebel, Haſenklever und Liebknecht ſchwebenden Strafver⸗ 
fahren. 


0 

Auf Antrag des Abg. Reichenſperger (Krefeld) werden 

1 die SE v. Benda, Dr. Wehrenpfennig, Kochhann, Duncker, 

Don Levetzow und Wulffshein zu Mitgliedern der Reichsſchulden' 

Kommiſſion per Akklamation gewählt. R 

Es folgt die erſte Berathung der Geſetzentwürfe betreffend 
die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des 

Reichs und betreffend die Einrichtung und die Befugniſſe 

Werder echnungshofes, welche beide gemeinſchaftlich diskutirt 

en. 


Be 
4 
Ne 
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Benda: Die verbündeten Regierungen haben dem 
eits im Jahre 1873 einen Geſetzentwurf zur Regelung 
erwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs und in 
eiden Seſſionen des Jahres 1874 zugleich mit demſelben einen 
Neuen Entwurf über den Rechnungshof vorgelegt. Die bierfür ge⸗ 
wäblte Kommiſſion hat im Jahre 1874 die beiden Entwürfe einer 
Lußerordentlich eingehenden und ſorgſamen Lade: unterworfen und 
u 


Es ausführlichen Bericht darüber erftattet. einer Plenarbe⸗ 


Abg. v. 
der dee ber 
den d 


| 
| 
ung ift das Haus indeß damals nicht gekommen. Es ift nun on: 
erkennen daß 15 den Co heute vorliegenden Entwürfen die Reichs⸗ 
gegierung den Wünſchen und Vorſchlägen der Kommiſſion vom Jahre 
1874 in vielen Punkten entgegengekommen iſt und zwar dergeſtalt, 
dp der Geſetzentwurf, betreffend die Einnahmen und Ausgaben in 
En bon 39 Paragraphen mit den Vorſchlägen der damaligen Komiſ⸗ 
Die indentiſch iſt. Es handelt ſich gegenwärtig nur noch um 7 Marg 
N fferenzpunkte, von denen aber nur 4 als die wichtigſten zu ernſten 
üseinanderſetzungen mit der Reichsregierung Anlaß geben können, 
ihrer über die übrigen vorausſichtlich ohne Weiteres eine Verſtän⸗ 
gung ſich wird herbeiführen laſſen. Dieſe 4 Hauptdifferenzpunkte, 
die ich eine eingehende Kritik heute nicht knüpfen will top folgende: 1) 
ährend früher von Seiten der Regierung der Begriff der Etats⸗ 
erſchreitung lediglich auf Ausgabefonds angewendet wurde, 
im 8 10 des Geſetzes vom 20. Mai 1873 auch über die nachträgliche 
Jenebmigung von Weberfchreitungen ſolcher Einnahme Etats 
geſtimmung getroffen, in denen Erlöſe aus der Veräußerung von 
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der Kéi Richter (Hagen): 


{ Auf die größere oder geringere Zahl 
zelnen Differenzpunkte kommt es, denke ich, weniger an als 
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Mittag: Ausgabe, 


Jahrgang. 
Freitag, 9. März 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


auf die relative Wichtigkeit derſelben. Die Regierung hat die un» 
weſentlichen Abänderungsvorſchläge der 2 1 vom Jahre 
1874 allerdings akzeptirt; aber gerade die prinziellen Aenderungen zu⸗ 
rückgewieſen und in den wichtigſten Paragraphen ihren früheren 
Standtpunkt aufrecht erhalten. So iſt z. B. außer den vom Vor⸗ 
redner angeführten auch der Differenzpunkt über die Zuläſſigkeit über⸗ 
tragbarer Fonds eben geblieben. Ebenſo der beſonders bedeutſame 
Punkt, daß die Regierung es abgelehnt bat, die ſo wichtige, in allen 
gewerblichen Verhältniſſe eingre ende Frage der Steuerkredite ge⸗ 
ſetzlich zu regeln. Bei mir ſind leider die Ausſichten auf ein Zu 
ſtandekommen dieſer Geſetzentwürfen durchaus nicht ſo groß wie bei 
dem Vorredner, da ich annehme, daß das Haus unverrüdt auf dem 
Standpunkte ſteyen bleiben wird, den die Kommiſſion im Jahre 1874 
einnatu, Der Bericht dieſer Kommiſſion läßt aber deutlich erkennen, 
daß die Kommiſſionsvorſchläge keineswegs etwa radikale Abänderun⸗ 
gen der Regierungsvorlage, ſondern ein Kompromiß darſtellen, in 
welchem man im Intereſſe des Zuſtandekommens der Geſetze bereits 
bis an die äußerſte Grenze des Entgegen kommens gegangen war. Es 
fällt dem gegenüber um ſo ſchwerer ins Gewicht, daß in etwa 10 
hochwichtigen Punkten die Regierung auf ihrem damaligen Stand⸗ 
punkt noch beharrt. Der Vorredner hat die Stellung des Reichstages 
nicht ſehr dadurch erleichtert, daß er die Nothwendigkeit, dieſes Geſetz 
zu Stande zu bringen, ſo außerordentlich betonte. Ich finde die taktiſche 
Poſition des Reichstages dem Geſetzentwurf gegenüber nicht ſo ſchwach, 
wie es nach den Ausführungen des Vorredners ſcheinen möchte, die⸗ 
ſelbe iſt vielmehr ſeit der letzten Berathung des Geſetzentwurfs viel 
günſtiger geworden. Durch die von dem Abg. Rickert und mir da⸗ 
mals ausgegangene Anregung iſt eine Spezialbeſtimmung getroffen 
worden, wonach der Rechnungshof auch ohne die neuen Geſetze genau 
diejenige ſelbſtſtändige Stellung einnimmt, wie die preußiſche Ober⸗ 
Rechnüngskammer. Alles Weſentliche aus dem Rechnungshofgeſetze 
iſt bereits heute thatſächlich in Geltung. Nur hat der Rechnungshof 
mit der ee Oberrechnungskammer jetzt einen n 
gleichſam in Perſonalunion; der Rechnungsbo bildet der Firma nach 
gewiſſermaßen nur eine Abtheilung ver preußiſchen Oberrechnungs⸗ 
kammer. Das hat wohl eine gewiſſe, aber keine allzugroße Bedeu⸗ 
tung. Allerdings ſind die Verhältniſſe des Rechnungshofes noch nicht 
definitiv geregelt, ſondern ſeine Vollmacht wird nur alljährlich pro⸗ 
longirt. Das ſtärkt aber unſere taktiſche Poſition der Regierung 
gegenüber, denn wir können auch gene ein definitives Geſetz bei der 
jäbrlichen Prolongation der Vollmacht uns geeignet erſcheinende Be⸗ 
ſtimmungen treffen, wie dies bereits falliſch geſchehen iſt. Die 
Schwierigkeit liegt alſo nicht in dem Geſetz über den Rechnungshof, 
auf das wir eventuell verzichten könnten, über welches wir uns aber 
leicht verſtändigen würden, ſondern in dem Geſetz über die Ver⸗ 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs. Beide Geſetze 
hängen ſo eng zuſammen, daß das eine ohne das andere nicht in 
Kraft treten kann. Die Wichkigkeit des zweiten Geſetzes erkenne ich 
zwar an, aber auch ohne daſſelbe giebt es einen Weg, das Etats⸗ 
recht fortzubilden im Sinne des Geſetzes. Das Etatsrecht iſt bisher 
fortgebildet theils auf Grundlage des Gewohnheitsrechts, theils 
durch Beſtimmungen, die man im Etat ſelbſt von Jahr zu 
Jahr zur Geltung gebracht hat. Wenn wir das unbeſtrittene 
Recht baben. Ausgabepoſitionen abzulehnen, dann können wir 
auch den bewilligten eine Klauſel hinzufügen, wonach ein Fonds 
nach Abſchluß der Jahresrechnungen in ſeinen übrigen Theilen 
nicht mehr disponibel iſt für die . von Reſtausgaben. Und 
ebenſo ſteht es mit der Frage der übertragbaren Fonds. Wir können 
der Uebertragbarkeit durch Bemerkungen im Etat Schranken ſetzen. 
Das Haus hat allerdings bisher von den ihm zuſtehenden Handhaben 
beſcheidenen Gebrauch gemacht. Das iſt aber nicht unſere Schuld, 
ſondern die Schuld einer Mehrheit, deren Vertreter in der Budget⸗ 
kommiſſion der Abg. v. Benda geweſen iſt. (Sehr richtig!) Man hat 
auf dieſe Handhaben verzichtet, indem man ſich immer auf das in 
Ausſicht ſtehende Geſetz berief und hat dadurch möglicherweiſe mit 
dazu beigetragen, daß die Regierung ſelbſt ſich in dieſem Geſetzent⸗ 
wurfe ſo wenig nachgiebig zeigt, als es in der That der Fall iſt Ich 
führe das nur an, um daraus zu folgen, daß wir durchaus nicht in 
der Lage ſind, unter allen Umſtänden dieſen Geſetzentwurf annehmen 
zu müſſen, wenn die Regierung auf ihrem Standpunkte beharrt und 
nicht ein entſchiedenes Entgegenkommen dem Hauſe gegenüber beweiſt. 
Was die formelle Behandlung der Geſetzentwürfe ber rg. ſo ſind wir 
desbalb jetzt gegen eine Kommiſſion, weil es den Anſchein erwecken 
könnte, als ob wir uns zunächſt wieder von dem Entwurf der frühe⸗ 
ren Kommiſſion zurückdrängen laſſen wollten. Eine neue Kommiſſion 
würde eben ſo wie die alte zuſammengeſetzt ſein und entweder jenen 
Bericht nur reproduziren — dann iſt fie überflüſſig , oder fie wird 
ſich etwas abdingen laſſen — und das wollen wir nicht. Am beſten 
wird der Reichstag ſeinen Standpunkt wahren, wenn er durch Stel⸗ 
lung von Amendements in der Plenarberatbung die Regierungsvor⸗ 
lage nach dem Kommiſſionshericht umändert; doch iſt damit nicht 
ausgeſchloſſen, daß einzelne Theile ſpäter noch der Kommiſſion zur 
Ze SE übergeben werden können. 

Aba v. Kardorff hält das Zuſtandekommen des Geſetzes für ab⸗ 
ſolut nothwendig Dem Abg. Richter möge die taktiſche Stellung des 
Reichstages immerhin jo vortheilhaft erſcheinen, um jede Nachgiebig⸗ 
keit ſeinerſeits für unzweckmäßig zu erklären, jedenfalls ſei es. nußerſt 
bedenklich, das Etatsrecht nur durch einzelne Bemerkungen im Etat 
begründen zu wollen. Er und ſeine politiſchen Freunde hätten die Ab⸗ 
ficht, das Geſetz an eine Kommiſſion zu verweiſen, fallen laſſen, wenn 
fie ſich auch nicht ganz der Meinung des Abg. Richter auſchließen 
könnten, daß der vorjäbrige Kommiſſionsbericht die unverrückbar feſte 
Grundlage der Verhandlungen bilden müſſe. Daß die Majorität des 

auſes noch genau auf denſelben Standpunkte ſtebe, wie im vorigen 

eichstag, könne er fo wenig, wie der Abg. Richter beſtimmt behaup⸗ 
ten. Wenn in Ausſicht geſtellt JS, einzelne Punkte an die Kommiſſion 
zu verweilen, fo ſei dieſer Vorſchlag zu akzepfiren. 

Abg., von Maltzahn⸗Gülzz hält das Geſetz ebenfalls für ab⸗ 
ſolut nothwendig; denn die Art, wie augenblicklich das Etatsrecht feſt⸗ 
98 015 werde ſei doch nur ein unglücklicher und verderblicher Noth⸗ 

helt, Die Beſchlüſſe, die man bei einzelnen Fragen gelegentlich der 
Etatsberathung faſſe, könne man in ihrer allgemeinen Tragweite gar 
nicht ermeſſen. Es ſei dringend wünſchenswerth, die Grundlagen des 
materiellen Etats rechtes dieſer gelegentlichen Geſetzmacherei zu entzie⸗ 
hen. Wenn man eine Verſtändigung in dieſer Seſſion erzielen wolle, 
ſo werde es kaum nothwendig ſein, das Geſetz an eine beuge an zu 
verweiſen, denn die Differenz beſchränkt ſich nur auf wenige Punkte 
prinzipieller Natur die in voriger Seſſion ausführlich genug erörtert 


ſeie } 

; KS Dr. Lasker: Ein Gegenſatz hat ſich in der Debatte 
eigentlich nicht gezeigt, man hat den Kommiſſionsbericht aus der vori⸗ 
gen Seſſion im Allgemeinen als Baſis angenommen, und es war ja 
im Grunde genommen auch nur ein Mitalied, welches in voriger 
Seſſion mit den Beſchlüſſen der Kommiſſion nicht einverſtanden war, 


eitung. 


Annoneen⸗ 
Annahme⸗Bureaus 
In Berlin, Breslau, 

Dresden, Frankfurt a. 
Hamburg, Leipzig, Mü 
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1877. 


der Abg. von 1 ſonſt herrſchte faſt Einſtimmigkeit. 
Auch in der Kommiſſion war ausdrücklich ein entgegenkommender 
Schritt in Betracht gezogen, der aber nicht weiter verfolgt wurde, 
weil die Regierung ihre Zuſtimmung nicht in Ausſicht ſtellte, näm⸗ 
lich in Betreff der Etatsüberſchreitungen bei den Einnahmen. Man 
wollte die Einnahmen in ſolche trennen, die auf ſich ſelbſt beruhen 
und in andere, die mehr von den Willen der Regierung abhängig 
ſind; denn es hat doch keinen Sinn, die Regierung z. B. für Mehr⸗ 
einnahmen bei den Zöllen verantwortlich zu machen. Ich nehme 
nun an, daß es diesmal die Abſicht der Regierung ift, den Willen des 
Hauſes kennen zu lernen; denn bisber handelte es ſich nur um Kom⸗ 
miſſionsvorſchläge, nicht um Beſchlüſſe des Hauſes. Nachdem der 
Reichstag Beſchlüſſe gefaßt haben wird, wird die Regierung Stellung 
nehmen. Ich glaube aber kaum, daß von den Kommiſſionsvorſchlägen 
abzugehen ſein wird. Das Zuſtandekommen des Geſetzes halte 
auch ich für ſehr wichtig. Wenn der Reichstag gelegentliche Bes 
merkungen zum Etat annimmt, ſo iſt das immer keine feſte 
Grundlage für das Etatsrecht; denn die Mehrheiten ſetzen ſich 
aus zu verſchiedenen Intereſſen zuſammen, ſo daß es bei den 
wechſelnden Majoritäten ſehr leicht vorkommen kann, daß eine 
Bemerkung fortgelaſſen wird, die im Vorjahre noch „ 
wurde. Bei der Diskuſſion über die ſächſiſchen Kaſernendauten in 
Dresden, die man für ſehr nützlich hielt und bei denen auch die Stel⸗ 
lung der ſächſiſchen Regierung eine durchaus anerkennenswerthe war, 
wartete beiſpielsweiſe die Mehrbeit des Reichstages nur darauf, daß 
gus dem Munde des Vertreters der Regierung der redneriſch ge⸗ 
ſchickte Ausdruck kommen würde, daß man die Bewilligung ausſpre⸗ 
chen konnte. Der Ausdruck fiel nicht, und die Bewilligung unterblieb. 
Deshalb iſt es vom Standpunkte aller Parteien aus nützlich, die 
Grundlagen geſetzmäßig feſtzuſtellen, und nicht in Etatsbemerkungen 
auszudrücken. Ich hoffe, daß wir ſobald als möglich nach der Etats⸗ 
berathung die Berathung dieſes Geſetzes im Plenum vornehmen wer⸗ 
den; ſehr amüſant für die Mehrheit werden die Berathungen freilich 
nicht ſein. (Heiterkeit) Ausgeſchloſſen iſt dabei nicht, daß wir ein⸗ 
zelne Punkte noch der Budget⸗Kommiſſion oder einer beſonderen Kom⸗ 
miſſion überweiſen. L Sid 

Abg. Richter (Hagen): Ich babe nicht den gegenwärtigen 
Standpunkt des Reichstages als einen vortheilhaften bezeichnet 
und nicht geſagt: der Reichstag habe kein Intereſſe an die⸗ 
ſem Geſetze, ſondern ausdrücklich das Intereſſe des Reichstages 
betont. Ich babe nur den Standpunkt des Abg. don Benda 
nicht billigen können, weil ich meinte, wir müſſen der Regierung 
von vornherein Entſchloſſenheit entgegenſetzen und einen feſten Stand⸗ 
punkt einnehmen. Solche ſpezielle Fälle, wie der mit den ſächſiſchen 
Kaſernen, kann man in einem derartigen Geſetz gar nicht vorſehen. 
Auch wenn die Regierung den Kommiſſionsvorſchlägen aus der dori⸗ 
gen Seſſion ihre Zuſtimmung gegeben, wäre dieſer Fall vom Geſetze 
nicht betroffen worden. Derartige Dinge verſchwinden nur. wenn 
man eine Regierung ſich gegenüber bat, die von wirklich konſtitutio⸗ 
nellem Geiſte beſeelt iſt und das Beſtreben hat, der Stellung dieſes 
Hauſes in allen Punkten Rechnung zu tragen. g 

Abg. v. Benda: Ob die Färbung und der Ton meiner Rede 
oder der Rede des Abg. Richter dem Zuſtandekemmen des Geſetzes 
förderlicher iſt, kann ich wohl ruhig dem Urtheile des Haufes anbeim 
geben. Ich will nur noch berichtigen, daß ich keineswegs mich dafür 
ausgeſprochen habe, daß man den Geſetzentwurf, wie er vorgelegt iſt, 
unter allen Bedingungen annehmen müſſe; das wäre aus dem Munde 
eines Reichstagsabgeordneten eine ſeyr tbörichte Aeußerung. l 

Damit ſchließt die erſte Berathung; die Verweiſung an eine 
Kommiſſion wird abgelehnt. 

Schluß 12% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Ubr. 
(Erſte Leſung des Etats in Verbindung mit dem Antrage Richter 
wegen Aenderung des Geſetzes, betreffend den Invalidenfonds und 
Rechnungen der Kaſſe der Oberrechnungskammer.) 


Die preußiſchen Maigeſetze und das königlich ſäch⸗ 
ſiſche Hefe vom 23. Auguſt 1876. 

D. V. C. Das königlich ſächſiſche Geſetz vom 23. Auguſt 1876, „die 
Ausübung des ſtaatlichen Oberaufſichtsrechts über die katholiſche 
Kirche im Königreich Sachſen betreffend“, hat einen ganz ähnlichen 
Inhalt wie die preußiſchen Maigeſetze. Gleichwohl wird daſſelbe we⸗ 
der in ultramontanen Blättern ſo ſcharf kritiſirt wie die preußiſchen 
Geſetze, noch verlautet etwas davon, daß der apoſtoliſche Vikar von 
Sachſen, Biſchof Bernert, der Ausführung des Geſetzes irgendwelchen 
Widerſtand entgegenſetze oder daß der Papſt zur Nichtbeachtung des 
Geſetzes aufgefordert habe. In dem bekannten „Archiv für kath Kir⸗ 
chenrecht“ von dem ultramontanen Prof. Vering wird das Geſetz 
ſammt Motiven ꝛc. abgedruckt mit der Bemerkung: das Geſetz 
„ſchließe ſich in manchen Einzelnbeiten den preußiſchen Maigeſetzen an, 
in den entſcheidenden Punkten halte es aber entweder an dem bishe- 
rigen ſächſiſchen Rechte feſt oder nehme die öſterreichiſchen Maigeſetze 
zum Muſter.“ Das klingt ſo, als ob das ſächſiſche Geſetz in den ent⸗ 
ſcheidenden Punkten weſentlich „beſſer“ (im Sinne der Ultramontanen) 
wäre als die preußiſchen. Es verlobnt Dé der Mühe, die beiden Ger 
ſetzgebungen mit einander zu vergleichen, um zu ſehen, ob die Ultra⸗ 
montanen mit gleicher Elle meſſen, wenn ſie die preußiſchen Geſetze als 
durchaus unvereinbar mit den Rechten der katboliſchen Kirche ver⸗ 
dammen, das ſächſiſche Geſetz aber ſich ruhig gefallen laſſen. 

In 88 1- 5 enthält das ſächſiſche Geſetz u. A. folgende Beſtim⸗ 
mungen: „Verordnungen der katholiſch⸗geiſtlichen Behörden allgemei⸗ 
nen Inhalts ſind, wenn ſie ausſchließlich und allein dem Gebiete der 
inneren kirchlichen Angelegenheiten angehören, vor der Verkündigung 
der Staatsregierung vorzulegen; wenn ſie ganz oder theilweiſe, ſei 
es auch nur mittelbar, in ſtaatliche oder bürgerliche Verbältniſſe ein⸗ 
greifen, bedürfen ſie zu ihrer Verkündigung der landesherrlichen Ge⸗ 
nehmigung. Daß das Placet ertheilt worden ſei, iſt in der Verord⸗ 
nung zu bekunden; Verordnungen dieſer Art, welche ohne landesherr⸗ 
liche Genehmigung verkündet werden, find rechtlich unwirkſam. Von 
Erlafjen des römiſchen Stuhles gilt daſſelbe wie von den Verordnun⸗ 
gen der inländiſchen katholiſch⸗geiſtlichen Behörden.“ Das Placet 
kennt die preußiſche Geſetzgebung nicht; in dieſem Punkte iſt alſo die 
ſächſiſche „ſchlechter“ als jene. 
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§ 6 beſtimmt: „Dem König ſteht es zu, in den katholiſchen Kirchen 
Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen und, vorbehaltlich der beſon⸗ 
dern Einrichtungen des katholiſchen Gottesdienſtes, über die Art ſolcher 
Feierlichkeiten zu beſtimmen.“ Auch in dieſem Punkte geht das ſäch⸗ 
ſiſche Geſetz weiter als die preußiſchen. 

Die von dem Gebrauche kirchlicher Straf⸗ oder Zuchtmittel han⸗ 
delnden 88 7 ff. ſind faſt wörtlich aus den preußiſchen Geſetzen ent⸗ 
nommen. Vering hebt als Vorzug des ſächſiſchen Geſetzes nur hervor, 
daß es nicht wie 8 4 des preußiſchen Geſetzes vom 13. Mai die „öffent⸗ 
liche Bekanntmachung“ der Verhängung der geſetzlich zuläſſigen Straf⸗ 
und Zuchtmittel verbietet, giebt aber zu, daß es anderſeits als Diszi⸗ 
plinarſtrafe gegen geiſtliche Geldſtrafen und Einberufung in ein De⸗ 
meritenhaus überhaupt nicht geſtattet, während das preußiſche Geſetz 
vom 12. Mai dieſe nur beſchränkt. 

Mit beſonderem Nachdruck hebt Vering hervor, daß das ſächſiſche 
Geſetz keine „Entziehung des geiſtlichen Amtes“ und keine „ſtaatliche 
Einſetzung in geiſtliche Aemter“ kenne. Sehen wir, ob die ſächſiſchen 
Beſtimmungen weſentlich „beſſer“ find als die preußiſchen. „8 13. 
Ein Geiſtlicher oder anderer Kirchendiener, welcher rechtskräftig zu 
Zuchthausſtrafe oder dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
dem der öffentlichen Aemter verurtheilt worden iſt, iſt von der kirch⸗ 
lichen Behörde feines Amtes zu entſetzen. $ 14. Außerdem kann die 
Staatsregierung die Amtsentlaſſung eines Geiſtlichen verlangen, wenn 
ſich derſelbe wiederholt grober Verletzungen der auf ſein Amt bezüg⸗ 
lichen Vorſchriften der Staatsgeſetze oder der auf Grund derſelben er⸗ 
laſſenen Anordnungen ſchuldig macht und in deſſen Folge ſein ferne⸗ 
res Verbleiben im Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich er⸗ 
ſcheint. Wird dieſem Verlangen nicht in angemeſſener Friſt von der 
katholiſch geiftlichen Behörde genügt, fo kann die Staatsregierung für 
alle ſtaatlichen Beziehungen die Stelle für erledigt erklären, was den 
Verluſt des Amtseinkommens von Rechtswegen zur Folge hat.“ 

Allerdings kennt das ſächſiſche Geſetz keinen „königlichen Gerichts⸗ 
hof für kirchliche Angelegenheiten“; aber von der Errichtung eines 
ſolchen und von anderen in Preußen für nöthig erachteten Maßregeln 
zur Durchführung der Geſetze iſt augenſcheinlich nur darum Abſtand 
genommen, weil man nach den bisherigen Erfahrungen vorausſetzen 
darf, daß die „katholiſch⸗kirchliche Behörde“ die Beſtimmungen des 
Geſetzes unweigerlich befolgen wird. Uebrigens beſtimmt $ 31: „Die 
Staatsregierung iſt befugt, wegen Handlungen oder Unterlaſſungen, 
welche dieſem Geſetze oder den auf Grund deſſelben von der zuſtän⸗ 
digen Behörde erlaſſenen Anordnungen zuwider ſind, Geldſtrafen in 
einer den Vermögensverhältniſſen angemeſſenen Höhe als Ordnungs⸗ 
ſtrafen zu verfügen, ſowie ſonſt zur Durchführung der Vorſchriften 
dieſes Geſetzes und von Anordnungen der gedachten Art geſetzlich zu⸗ 
läſſige Zwangsmittel in Anwendung zu bringen.“ Und die Motive 
zu dieſem 8 34 ſagen: „Die Beſtimmung dieſes Paragraphen wird 
bei den eigenthümlichen Verhältniſſen der katholiſchen Kirche in 
Sachſen, zumal da der Staat das Vermögen derſelben in den Erb⸗ 
landen faſt ganz in ſeiner Verwaltung hat und über das wichtige 
Präventivmittel des Placet verfügt, vollſtändig genügen, um die 
Autorität des Staates bei der Durchführung ſeines geſetzlichen 
Willens in jeder Beziehung zu ſichern.“ Das Reichsgeſetz vom 4. 
Mai 1874, betreffend die Verhinderung der unbefugten Ausübung 
von Kirchenämtern, gilt natürlich in Sachſen wie in Preußen. Eine 
nach ultramontanen Begriffen ſehr ſchlechte Beſtimmung, zu welcher 
die preußiſchen Geſetze keine Analogie bieten, enthält das ſächſiſche 
Geſetz in $ 17: „Die Räthe des Vikariatsgerichts, mit Ausnahme 
der aus dem Oberappellationsgerichts zu deputirenden, desgleichen 
die Mitglieder des katholiſch⸗geiſtlichen Konſiſtoriums werden auf 
Vorſchlag des apoſtoliſchen Vikars und auf Vortrag der Staats⸗ 
regierung vom Könige beſtätigt. Die Mitglieder und alle übrigen 
Angeſtellten der katholiſch⸗geiſtlichen Behörden haben bei ihrer An⸗ 
ſtellung den in s 139 der Verfaſſungsurkunde vorgeſchriebenen Eid 
zu leiſten.“ 

Die Beſtimmungen des ſächſiſchen Geſetzes über die Vorbildung 
und Anſtellung der Geiſtlichen in 8 19 ff. find den preußiſchen Be⸗ 
ſtimmungen in den meiften Punkten gleich: 8 21 fordert z. B. die Ab⸗ 
legung der Entlaſſungsprüfung auf einem deutſchen Gymnaſium und 
ein dreijähriges theologiſches Studium auf einer deutſchen Univer⸗ 
ſität. Eine „beſondere wiſſenſchaftliche Prüfung“ fordert allerdings $ 
22 nur bei ſolchen Kandidaten, welche „nicht ihre Vorbildung nach 8 
21 dargethan haben,“ und in dieſem Punkte iſt alſo das ſächſiſche Ge⸗ 
ſetz in der That „beſſer“ als das preußiſche. 

In dem Berichte der Deputation (Kommiſſion) der 2. Kammer 
über das Geſetz wird dieſe Abweichung von dem preußiſchen Geſetze 
in folgender Weiſe gerechtfertigt: „Wollte man auch noch das Be⸗ 
ſtehen einer beſonderen wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung fordern, ſo 
müßte die betreffende Vorſchrift, wie in Preußen, gerechter Weiſe auf 
alle chriſtlichen Kirchen ausgedehnt werden, dies würde aber bei den 

in Sachſen für die evangeliſch⸗lutberiſche Kirche geltenden Beſtimmun⸗ 
gen über die Prüfung der Kandidaten der Theologie in keiner Weife 
nöthig und darum auch kaum gerechtfertigt ſein.“ 

Bezüglich der Ernennung zu einem geiſtlichen Amte ſtimmen die 
89 21-26 des fächſiſchen Geſetzes faſt wörtlich mit den 8s 1. 2. 15—17 
des preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1873: „Jede Ernen⸗ 
nung eines geiſtlichen Amtes, desgleichen jede Ernennung zu einem 
geiſtlichen Amte iſt (nach 8 25) der Staatsregierung von der kath. 
geiſtlichen Behörde des Bezirks ſofort anzuzeigen. Erſt wenn 
auf die Anzeige von der Ernennung von der Staatsregierung er⸗ 
öffnet worden iſt, daß den Erforderniſſen dieſes Geſetzes genügt iſt, 


ſchehen.“ „Zu einem geiſtlichen Amte darf (nach 8 24) nicht berufen 
werden, wer wegen eines Verbrechens .. . verurtheilt oder in Unter⸗ 
ſuchung iſt“ wörtlich wie 8 16, 2 des preußiſchen Geſetzes); „auch 
darf die Staatsregierung den zu einem geiſtlichen Amte Gewählten 
zurückweiſen, wenn wider ihn auf Grund ſeines bisherigen Verhal⸗ 
tens die Annahme gerechtfertigt iſt, daß er den Staatsgeſetzen oder 
den innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen 
der Obrigkeit entgegenwirken oder den öffentlichen Frieden ſtören 
werde“ (wie $ 19, 3 des preußiſchen Geſetzes). Dieſe Vorſchriften 
kommen nach $ 26 „zur Anwendung, gleichviel ob das Amt dauernd 
oder widerruflich übertragen werden oder nur eine Stellvertretung 
oder Hilfeleiftung in demſelben ftattfinden fol“ (wörtlich wie 8 2 des 
preußiſchen Geſetzes). Die preußiſche Beſtimmung, daß wenn Gefahr 
im Verzuge ſei, eine Stellvertretung oder Hilfsleiſtung einſtweilen 
angeordnet werden könne, hat das ſächſiſche Geſetz nicht, dagegen die 
ausdrückliche Beſtimmung, daß „auch einzelne geiſtliche 
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Amtshandlungen nur von Perſonen vorgenommen werden 
dürfen, welche zu einem hierzu ermächtigenden Amte ... unter Beob⸗ 
achtung des Geſetzes berufen worden ſind.“ N 

Andere eigenthümliche Beſtimmungen des ſächſiſchen Geſetzes ſind 
noch: 8 28. Inhaber eines geiſtlichen Amtes dürfen Würden, Pfrün⸗ 
den, Orden oder Ehrentitel, welche von auswärtigen kirchlichen 
Obern oder Souverainen verliehen werden, nur mit Genehmigung 
des Königs annehmen. $ 29. Neue geiſtliche Einrichtungen jeder Art, 
welche in irgend einer Hinſicht die ſtaatlichen oder bürgerlichen Ver⸗ 
hältniſſe berühren, dürfen nur mit Genehmigung der Staatsregierung 
ausgeführt werden.“ 

Statt des preußiſchen Geſetzes vom 31. Mai 1875, betr. die 
geiſtlichen Orden ꝛc. hat das ſächſiſche Geſetz in den 88 30—31 folgende, 
gewiß nicht „beſſere“ Beſtimmungen: „Mitglieder von Orden oder 
ordensähnlichen Kongregationen dürfen auch als Einzelne ihre Ordens⸗ 
thätigkeit innerhalb des Königreichs nicht ausüben. Nur reichsange⸗ 
hörige Mitglieder ſolcher Frauen⸗Kongregationen, welche innerhalb 
des deutſchen Reichs ihre Niederlaſſung haben und ſich ausſchließlich 
der Kranken⸗ und Kinderpflege widmen, dürfen auch ferner als Ein⸗ 
zelne mit Genehmigung und unter Aufſicht der Staatsregierung 
ihre Ordensthätigkeit im Lande ausüben. Die Genehmigung iſt 
jederzeit widerruflich. Geiſtliche Bruderſchaften, welche mit Orden 
oder ordensähnlichen Kongregationen in Verbindung ſtehen, dürfen 
nicht errichtet werden. 

Wenn nach der preuß. Verordnung vom 6 Dez. 1873 die kath. 
Biſchöfe, bevor ſie die ſtaatliche Anerkennung erhalten, eidlich ge⸗ 
loben müſſen, „die Geſetze des Staates gewiſſenhaft zu beobachten“, 
fo haben nach $ 139 der ſächſiſchen Verfaſſungsurkunde „die Geiſt⸗ 
lichen aller Konfeſſionen“ einen Eid abzulegen, der „nächſt dem Ver⸗ 
ſprechen der Treue und des Gehorſams gegen den König und die 
Geſetze des Landes auch auf die Beobachtung der Landesverfaſſung“ 
gerichtet iſt. 

Dieſe Zuſammenſtellung zeigt, daß das ſächſiſche Geſetz in den 
meiſten und weſentlichſten Punkten mit den preußiſchen Geſetzen über⸗ 
einſtimmt, in einigen Punkten allerdings, vom ultramontanen Stand⸗ 
punkte angeſehen, „beſſer“, dafür aber in noch mehr Punkten viel 
„ſchlechter“ iſt als die preußiſchen. Bei der Debatte über das Geſetz 
in der erſten ſächſiſchen Kammer hat außer dem ultramontanen Prin⸗ 
zen Georg namentlich der Biſchof Bernert dagegen geſprochen: „Er 
finde in der Vorlage manche Beſtimmungen, welche über die Rechts⸗ 
ſphäre des Staates hinausgingen und in das innere Leben der kath. 
Kirche eingriffen; die freie Religionsübung und das freie Bekenntniß 
werde durch die Vorlage mehrfach beeinträchtigt und er ſpreche den 
Wunſch und die Bitte aus, die Zuſtimmung zu dem Geſetze zu ver⸗ 
ſagen.“ Das Geſetz iſt von beiden Kammern angenommen und von 
dem (katholiſchen) Könige beſtätigt und promulgirt worden. Der Bi⸗ 
ſchof hat, wie geſagt, nicht vroteſtirt und die Befolgung des Geſetzes 
nicht verweigert und der Papſt hat dazu geſchwiegen. Alſo ſcheint es 
doch, daß das Geſetz nicht der Art iſt, daß ein katholiſcher Biſchof im 
Gewiſſen verpflichtet wäre, es zu übertreten. Was aber in Sachſen 
recht iſt, ſollte man meinen, ſei auch in Preußen billig. 

Sollten die römiſch⸗katholiſchen Biſchöfe in Preußen behaupten, 
das ſächſiſche Geſetz ſei vom kirchlichen Standpunkte aus nicht ver⸗ 
werflich, wohl aber die preußiſchen Geſetze, ſo erlauben wir uns, ihnen 
einen Vorſchlag zu machen, durch deſſen Annahme ſie ihren guten 
Willen, den Frieden zwiſchen Staat und Kirche wiederherzuſtellen, 
beweiſen können: Sie mögen in einem von ihnen allen unterzeichneten 
Aktenſtücke die bündige Zuſicherung geben, daß ſie die preußiſchen 
Maigeſetze gewiſſenhaft beobachten wollen, wenn dieſelben ſo amendirt 
werden, daß ſie mit dem ſächſiſchen Geſetze übereinſtimmen, und die 
Staatsregierung bitten, den Kammern die Maigeſetze, ſo amendirt, 
nochmals vorzulegen. 
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A Berlin, 8. März. Die Feier des Geburtstages des 
Kaiſers in den Volksſchulen, welche alljährlich ſtattzufinden pflegt, 
wird ſich an dem 80. Geburtstage vorausſichtlich beſonders feſtlich 
geſtalten. Der Kultusminiſter hat die näheren Anordnungen in die: 
ſer Beziehung den Provinzialbehörden überlaſſen und dabei bemerkt, 
es laſſe ſich erwarten, daß Magiſtrate, Vereine, Schulfreunde u. ſ. w. 
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Verfügung ſtellen werden. Sofern ſolche in Büchern beſtänden, ſei 
darauf aufmerkſam zu machen, daß keine Werke gewählt werden dür⸗ 
fen, deren Inhalt in konfeſſioneller Beziehung einen Anſtoß geben 
könnte. Am zweckmäßigſten würden Lebensbilder Sr. Majeſtät zu 
wählen ſein und unter dieſen verdienten diejenigen den Vorzug, welche 
das Leben durch ſchlichte Zuſammenſtellung von Urkunden und That⸗ 
ſachen in genügender Vollſtändigkeit und geordneter Folge dem Leſer 
vorführen. Der Miniſter bezeichnet als neuere Darſtellung dieſer Art 
insbeſondere das „Kaiſer-Wilhelm⸗Gedenkbuch“ von Ludwig Hahn. — 
Der Reichstag wird, wie man annimmt, bald nach der erſten Bera⸗ 
thung des Reichshaushalts, welche dieſer Tage ſtattfinden dürfte, in 
die erſte Leſung des Geſetzentwurfs über den Sitz des Reichsge⸗ 
richts eintreten. Im Zuſammenhang mit demſelben werden wahr⸗ 
ſcheinlich die bedeutenden Prinzipienfragen, welche durch den Verlauf 
dieſer Angelegenheit gegenüber der Reichsverfaſſung angeregt worden 
ſind, zur Erörterung kommen. Die Ankündigung, daß Berlin als 
Sitz des Reichsgerichts gegenüber Leipzig Seitens der preußiſchen 
Kommiſſarien auch im Reichstage vertreten werden ſoll, iſt nicht genau 
dahin verſtanden worden, daß von Preußen ein Verbeſſerungs⸗Antrag 
auf Wiederherſtellung Berlins in dem Geſetzentwurf geſtellt werden 
ſolle. Es iſt aber nur geſagt worden, daß auch die Auffaſſungen der 
Minorität eine Vertretung finden würden. Einen Abänderungsantrag 
gegenüber der Bundesrathsvorlage kann nicht von Seiten einer Regierung, 
ſondern nur aus der Mitte des Reichstages geſtellt werden, und es 
unterliegt allerdings wohl keinem Zweifel, daß von dieſer Stelle aus 
der Antrag auf Wiederherſtellung der urſprünglichen Vorlage einge⸗ 
bracht werden wird. — Um dem in verſchiedenen Gegenden beſtehen⸗ 
den Mangel an Arbeitsgelegenheit möglichſt abzuhelfen, hat 
der Handelsminiſter auch den fat, Eiſenbahn⸗Direktionen die ſchleunige 
Inangriffnahme derjenigen Eiſenbahn⸗Bauten, deren alsbaldige Aus⸗ 
führung in Ausſicht genommen iſt, zur Pflicht gemacht. Es iſt denſelben 
zugleich mitgetheilt worden, daß die Prov.⸗Behörden erſucht worden ſind, 
Sorge zu tragen, daß die Erledigung ſämmtlicher Geſchäfte, welche 
auf den gedachten Zweck von Einfluß ſind, mit größter Beſchleuni⸗ 
gung erfolge, daß namentlich in den Fällen, wo der Beginn der Ar⸗ 
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beiten von vorgängigem Grunderwerb abhängig iſt, der landespolt Je 100 
lichen Prüfung der Projekte und der Feſtſtellung der betreffenden Die 
Pläne im Enteignungsverfahren und der Feſtſetzung der Entſchädi? re 
gungen ein fo raſcher Fortgang gegeben werde, als mit den geſes“ aus 
lichen Vorſchriften irgend vereinbar iſt. e 
— Sr. Maj. Schiff „Friedrich Carl“ ift, telegraphiſcher Nach? zun 
richt zufolge, am 7. d. in Malta eingetroffen. Lie 
— In der letzten Sitzung des Reichstags fand bei der General‘ E wir 
debatte über das Patentgeſetz bekanntlich der erſte Zuſammenſte ei zl 
zwiſchen Freihändlern und Schutzzöllnern fott, Der Vor? Mi 
gang war charakteriſtiſch genug, um erkennen zu laſſen, daß D dere 
Schutzzöllner durch die Zuſammenſetzung des Hauſes und mehr noch Pär 
durch die Unterſtützung, welche ihnen von einflußreicher Seite wird j 
ihr Selbſtbewußtſein wieder gewonnen baben. Man konnte ſehen 
und hören, mit welch' lebhaften Beifallsäußerungen die Herren au 
der Rechten Herrn v. Kardorff auf ſeinem ſchutzzöllneriſchen Exkurse die 
begleiteten. Daß fie es nicht nur bei dieſen Aeußerlichkeiten bewen? 4 
den laſſen, ſondern ihre parlamentariſche Organifation ſo einrichten 
werden, daß die alte ſchutzzöllneriſche Garde ſich wieder zuſamm 
thut, um neue Kräfte zu gewinnen, geht aus neueren Mittheilungen 
unzweifelhaft hervor. Dieſen zufolge wird die ſogenannte wir the? 
ſchaftliche Gruppe im Reichstag wieder gebildet werden, deren 
bekanntes Programm auch den Anhängern des Prohibitivſyſtems den 
Beitritt ermöglicht. In den nächſten Tagen wird, wie die „N. L. C.“ 
ſchreibt, die „wirthſchaftliche Gruppe“ bereits mit dem Antrage h 
vortreten, einen Geſetzeutwurf über Wiedereinführung des Eifenzolle® 
vorzulegen, wie er bis zum 1. Oktober 1873 (ſomit kein Roheiſenzol 
erhoben wurde. Ferner wird ſich die Gruppe eingehend mit der Aus“ 
arbeitung eines Geſetzentwurfs beſchäftigen, der gegen die „Wein“ 5 
fabrikation“ gerichtet iſt. Die humanitäre Seite dieſer legislaton““ 
ſchen Arbeit richtet ſich allerdings gegen das geſundheitsſchädliche nale 
Gebräu der Weinfälſcher, welche die Ingredienzien zu dem, was E: 
dann franzöſiſche, ſpaniſche und ungariſche Weine nennen, in Sücken ` De 
nach ihren chemiſchen Laboratorien bringen. Aber die geſchäftliche ie 
Seite der Frage dürfte den Schutzzöllnern näher liegen und w D 
bauptfächlich die Initiative hervorrufen. Sie drängen auf die alt 
liche Regelung der Frage, weil ſie behaupten, daß nach dem Abſchluß d 
der Zollverträge der Zoll auf Wein erhöht werden fol. Der Gegen? Ke 
ſtand wird jedenfalls bald auf die Tagesordnung der wirthſchaft Nin 
ſchaftlichen Gruppe gelangen und die Fraktionen des Hauſes werden — 
dann Gelegenheit erhalten, ſich mit demſelben zu beſchäftigen. l 
— Der Abg. Virchow bat neulich im Abgeordnetenhauſe die An“ 
gelegenheit, betreffend den Mangel an Examinanden in den ge 
mediziniſchen Fakultäten der preußischen Univerſitäten und i 
die Auswanderung derjenigen Kandidaten, die ſich zu ſchwach fühlen 
nach dem Süden des deutſchen Reiches, angeregt. Das aacht 
erfährt hierüber von unterrichteter Seite Folgendes: E 
Das auf das geſammte Reich ausgedehnte Reglement für DE ECH 
ärztlichen Prüfungen innerhalb des norddeutſchen Bundes vom 2% a 
Septemner 1869, ſowie die in Betreff des tentamen physicum untern 
20. Juli 1861, 12. Juli und 8. September 1862, 4 April 1864, une S: 
am 22. Dezember 1865 erlaſſenen Beſtimmungen des Kultusminiſter? 9 
haben ſich nicht übexall als zweckentſprechend und auch als nicht auf 
reichend zur Herbeiführung eines gleichmäßigen Verfahrens bei de 
gedachten Prüfungen erwieſen. Im Jahre 1875 wurde deshalb FM 
den Bundesregierungen anheimgegeben, etwaige auf Abänderung DE 
genannten Vorſchriften gerichtere Anträge an das Relchskanzleram 
gelangen zu laſſen und zugleich ſich darüber zu äußern, ob es ange 
meſſen erſcheine, behufs der Herſtellung größerer Uebereinſtimmm 
in den Vorſchriften für die naturwiſſenſchaftliche Vorprüfung eh 
Prüfungsreglement zu erlaſſen. In Folge deſſen find im Kultus min, 
ſterium dieſe Vorſchriften einer Reviſion unterworfen und bad, 
die gutachtlichen Aeußerungen der mediziniſchen Fakultäten eingebe, 
worden. Auch andere Bundesregierungen haben in gleicher Wein 
verfahren, und es iſt dann im Reichskanzleramte auf Grund des 2% 
den Bundesregierungen geſammelten Materials ein Entwurf nen 
Vorſchriften über die ärztlichen Prüfungen, ſowie über das dentam 
sphyicum ausgearbeitet worden, der demnächſt dem Reichstage! 
gehen wird. sh 
— In der am 8. d. mit Trauerrand erſchienenen fozialdemof FR 
tiſchen „Berliner Freie Preſſe“ widmet „der ſozialdemok t 
tiſche Klub“ dem verſtorbenen Joh. Jacoby einen Nachruf, ide 
welchem es heißt: g oi Ek? 
njer ann Jacoby weilt feit vorgeſtern ni cË 
leiblich ebenen Am 6, März 1877, Abende 64 Mor, bal — Le 
feinen Körper ereilt — fein Geiſt, ſeine Werke werden immer leb 
Das Volk erbt die geiſtigen Schätze dieſes Arbeiters im Dienſte 
Wiſſenſchaft; es wird damit zu wirthſchaften verſtehen. Das“ 


wird dieſem Manne GN wan? ‚ feinen Charakter zu errell 
fuchen. Das Volk erinnert fid heute insbeſondere jenes ftolgen Wo 
das Jacoby dor einem Königsthrone ausgeſprochen, und das Ha 
in flammenden Zügen an's Firmament ſchreiben ſollte, damit 
die Völker des Erdkreiſes leſen und damit ſie ſich daran bege 1 | 
könnten. u. ſ. w. dk 
en — Unter den Reſerviſten und Sandwehrmännell Ke 
welche auf Grund des Geſetzes vom 131. März 1873 Da rlebe⸗ ki 
zufmäßigen Zinſen behufs Wiedereinrichtung ihrer Geſchäfte ma, 
beendigtem Kriege vom Staate erhalten hatten, herrſcht vielfach ck 
Anſicht, die Staatsbehörden hätten auch jetzt, nachdem dieſe af et 
des Staates an die Kreiſe abgetreten worden, über dieß Rückzablab, 
iF. den gänzlichen oder theilweiſen Erlaß dieſer Darlehen zu © 

eiven. Dem iſt jedoch nicht fo. Im Intereſſe der Betheilich 
theilt daher der „Rhein. Kur.“ folgenden, dieſer Tage einen MT 
eſſenten zugefertigten Beſcheid des Miniſters des Innern mit. 
ſelbe lautet: 

„Auf Ihr Geſuch eröffne ich Ihnen, daß durch das Getep 

31. März 1873 diejenigen Ce welche okee 
Staat in Ausführung des Reichsgeſetzes vom 22. Juni 1871 
hörigen der Reſerve und Landwehr gegenüber durch die Gewähn 
von Beihilfen in Form von Darlehen erworben hat, auf die € 
nen Kreiſe bezw. kreiseximirten Städte in dem Umfang, in wi 
die Darlehen innerhalb dieſer Verbände bewilligt worden, übe 
en find Mit Rückſicht hierauf kann die Entſcheidung auf da 
uch der Rückzahlung des Ihnen aus dem Fonds des er 
Reichsgeſetzes gewährten Darlehens nicht mehr ſeitens der S 
behörden, ſondern lediglich von der Vertretung des betref 
Kreiſes getroffen werden.“ 
— Die allgemeinen geſellſchaftlichen Verhältniſſe, wie fie in u 
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. uch die großen Fragen der Gegenwart an ſich nicht darnach ange⸗ 
n Dan, durch & end ein einzelnes Mittel im Moment gelöft zu werden. 
de e Geſellſchaft würde dagegen auf dem von ihr betretenen nd 


dren Zweck erreichen, wenn ihr im richtigen Verſtändniß der Sache 
" E allen Kreiſen des Volkes Kräfte und Mittel in genügender Zahl 
geführt würden. Nach einer Richtung bin biete Da ihr aber da⸗ 
ade urch eine beſondere Gelegenheit dar, ihre Organiſation wirkſamer 
e machen, daß der Zentralverein für das Wohl der arbeitenden Klaſ⸗ 
d en beſchloſſen hat, die lokale Preſſe zur Verbreitung ge volks⸗ 
Ve" wirthſchaftlicher und geſellſchaftswiſſenſchaftlicher Aufklärung auf 
‚ftoß | ® eu Wege anzuregen und hierbei zu unterftügen. Der Zentral 
or, gusſchuß beſchloß, ſeinerfeitz eine Kommiſſion zu bilden, welche die 
Bor“ J d 
die Mittel und Wege beratben fol, wie das Unternehmen des Zentral⸗ 
vereins ſeitens der Geſellſchaft auf das geeignetſte zu unterſtützen 
noch Wire, In dieſe Kommiſſion wurden delegirt die Herren Dr. Schulze⸗ 
ich, Dr. Kapp, Juſtizrath Makower, Dr. Burg und General⸗ 
hen ekretair Lippert. 
München, 6. März. Die „Allg. Ztg.“ bringt folgende Berichti⸗ 
urſe zung: Die in mehrere Blätter übergegangene Nachricht, als ſeien 


in der bairiſchen Armee für den Eintritt als Offiziers⸗ 
üſpiranten geforderten Bedingungen in jüngſter Zeit in ver⸗ 
ſoiedenen Punkten ſo weit herabgemindert worden, daß ſie hinter den 
üglichen Anforderungen anderer deutſchen Kontinente zurückſtehen, 
et a behrt jeder Begründung. Thatſächlich hat ſich an den bisherigen 
— dingungen nichts geändert, als daß das Programm für die 
Fortépefähnrichs⸗Prüfung bis auf weiteres eine Ermäßigung in fo 
bn erfuhr, als es mit dem für die preußische Armee gültigen Pro⸗ 


Ramme für die Prüfungen in nähere Uebereinſtimmung gebracht 
durde. 


Tokales und Provinzielles. 
Sieten, 9. März. 
— 876 betrug für die Stadt Poſen der kommu⸗ 
5 en E Klaſſen⸗ d klaſſifizirten Einkommenſteuer 


aur 110, im Jahre vorher (1875) aber 120 pCt. In dem Leitartikel 
anſerer e e iſt irrthümlich 1876 ſtatt 1875 an⸗ 
en. 


H a 
vu) Gneſen, 8. März. [Landtagswahl.] Bei der heute hier 
je tsch He Erſatzwahl eines Landtagsabgeordneten an Stelle des 
bluß] derſtorbenen Rittergutsbeſitzers v. Breza wurde Dr. Szuldrzyn⸗ 
gen“ abi mit 357 Stimmen gewählt; 50 Stimmen fielen auf Kultus⸗ 
hace] Minister Dr. Fall. 

rden es e 


Staats- und Melkert, ` 


ueber die ruſſiſchen Finauzverhältniſſe bringt die „Köln. 
EG folgenden angeſichts der umlaufenden Gerüchte über die Kontra⸗ 
kung einer neuen ruſſiſchen Anleihe bemerkenswerthen Artikel: 

be 
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ie ruſſiſche Staatsſchuld, welche über anderhalb Milliarden 

übel beträgt, verſchlingt jährlich gegen 1 8 Millionen Rubel zur 
An Binfung und Tilgung. Ziehen wir den natürlichen Reichthum des 
de genten Landes in Betracht, jo exſcheint uns eine ſolche Staatsſchuld 
125 ikkade nicht ungeheuerlich, um ſo weniger, als die 108 Mill. Zinſen 
WINDE ganz den fünften Theil der geſammten Staatsqusgaben betragen. 
A e Bedenkliche bei der Staatsſchuld liegt aber darin, daß die größere 
fte derſelben im Ausland aufgenommen iſt, die Zinſen mithin in 
metall bezahlt werden müſſen und nur die Pan Hälfte derſelben 
ein Inlande durch Papiergeld gedeckt werden kann. Die Folge hiervon 
` der ruſſiſche Geldmarkt nicht nur von allem Metall entblößt 
ondern ſich die Unmöglichkeit herausſtellt, die ausländiſchen 


ZEN 
d 
) 


n für die Dauer in Metall zu zahlen, und die Be 
" gezwungen iſt, ihre Zuflucht zu neuen Anleihen zu 
men. So hat Rußland im Laufe von vier Jahren 


d, di, o ha on . 
zen ſeiner Schuld an das Ausland zwar 90 Millionen getilgt, da⸗ 
in zen wieder eine Anleihe von 300 Millionen gemacht Es vereinigen 
N mehrere Umſtände, welche die Löſung der Aufgabe erſchweren. 
die Zahlung an ausländiſchen Zinſen und Tilgung ergiebt bei dem 
awankenden Kurſe des Rubels ſelbſtverſtändlich Verluſte. So be⸗ 
aug bei dem bedeutenden Sinken der Kurſe in letzter Zeit die Zin⸗ 
hung an das Ausland 12 Millionen mehr als in früheren 
ren; kein unbedeutendes Mehr für die Staatsaus aben. Auf 
f wir morſchen, ſchwankenden Grundlage das ganze ruſſiſche Finamz⸗ 
tem beruht, das hat das Land bei dem Auftauchen der orientali⸗ 
en Frage empfunden, und bewährte Fachmänner haben es in der 
oi dir ausgeſprochen. Dieſe Grundlage iſt von Papier — und die 
éen Finanzen leiden an der Papierkrankheit. Die erſte Stelle 
linden ruſſiſchen Finanzen nimmt die innere Staatsſchuld in Kredit⸗ 
klen ein. Eine ſolche Anleihe im Lande mag allerdings leicht und 
dickem fein; in dieſer Leichtigkeit, eine Schuld aufzunehmen, welche 
| wl verzinſt wird, liegt jedoch auch die Verſuchung, fo wie die Ge- 
bel. bier, eine ſolche zu wiederholen. In der wachſenden Maſſe des Pa⸗ 
geldes wurzeln noch manche andere Uebel, vor Allem iſt eine all⸗ 
ne Vertheurung aller Erzeugniſſe und Waaren, die einen reellen 
haben, die unausbleibliche Folge — und man kommt endlich 
auf den Punkt, wo eine ſolche Anleihe als Schuld zur Illuſton 
T ſman bezablt fie niemals. Rußland 5 gegenwärtig für 750 
nen Papiergeld. Hätte die Reichsbank über einen ent⸗ 
enden Beſtand an Metall zu verfügen, jo wäre die 
lichkeit gegeben, den Kurs des Papiergeldes ſeinem nominel⸗ 
Beh entſprechend zu halten; da jedoch ſolche Metallfonds nicht 
ët fteben, ſo iſt es natürlich, wenn der Papierrubel beim Ein- 
m politiſcher Kriſen ſinkt — wie gegenwärtig bis auf drei Fran⸗ 
ere d- i. um 25 pCt. Die innere Anleihe an umlaufenden Pa⸗ 
el beträgt übrigens, wenn wir die bedeutenden Summen an ſo⸗ 
h als unten Serien (zu 50 R.) hinzuzählen, im Ganzen nicht weniger 
WI: 100 Millionen. Eine ſolche Maſſe an Papiergeld ohne hinrei⸗ 
elt de Metalldeckung könnte natürlich nur im Laufe der Zeit — nach 
eng nach — eingelöſt werden, und das nur, wenn eine dauernde Frie⸗ 
{ at dies bei weiſer ökonomiſcher Verwaltung der Finanzen ermög⸗ 
agen Dies iſt aber das einzige Mittel und man kann hier nicht 
tan es führen viele Wege nach Rom. Welch künſtliches Syſtem 
a8 ausdenken mag, es wird ſich als unzureichend erweiſen, und 
ber Stee welches man auf ſolcher Grundlage aufgeführt, muß 
die d D oder lang zuſammenſtürzen; hier hilft kein Experimentiren, 
d wl wohl gewöhnlich geſchieht ſondern e eine radikale Kur. 
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Mifitäinne man auch anführen mag, ſei es Darniederliegen 

Ane wuël Stockung des Handels, Beſchränkung und Bevormun⸗ 
Kigefreier Entwicklung oder Vernachläſſigung der Quellen des na⸗ 
lachen Reichthums des Landes, — dieſelden können nur einen mit⸗ 

di — Einfluß auf den Zuftand der Finanzen paben, und die Baiſſe 
Alem ruſſiſchen Geldmarkt wird einzig und allein durch die le 
dr Nor an das Ausland hervorgebracht. 5 gewinnt freilich 
rei erd Amerika unter allen Staaten der Welt das meiſte Gold, 
den lacht jedoch nicht bin "ei Deckung der Zinſen. Die Finanzmänner 
59 We DE haben zu künſtlichen Mitteln gegriffen und gehofft, die Fi⸗ 
EL die an durch ſolche zu heben Ein künſtliches Mittel der Art iſt auch 
d becchaferlegung eines in Gold zu zahlenden Zolls für Gegenstände, 
e bar" aus dem Auslande eingeführt werden. Wenn man der Sache 
er den Grund geht, dürfte man ſich verſucht fühlen, zu glan⸗ 
Gdaß ein Aufſchlag von 25, 30 pCt. an Zollgebühren dem Lande 
ö er kommen und in Folge einer vergrößerten Einnahme den 
D iu erk beleben müßte; dem iſt jedoch nicht ſo. Für's Erſte wird 
ollei Folge einer ſolchen Maßregel die Einfuhr und mithin auch die 
n jentahme in demſelben Verhältniß verringern; andererſeits den⸗ 
gen te Leute nicht daran, daß ja nicht das Ausland, ſondern die 
d was roduenten, die Konſumenten im Lande, die Unkoſten tragen; 
ö j ganz Anderes wäre es, wollte man von der Ausfuhr einen 
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CA erheben, den müßte das Ausland mittelbar wieder zahlen. Jene 
aßregel dürfte überhaupt den Kredit im Auslande noch mehr unter⸗ 
graben, indem Ruß 
bels anzuerkennen. 
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Nermiſchtes. 


* Danzig, 8. März Die uns heute zugegangenen Weichſel⸗Rap⸗ 
parte melden von der oberen Weichſel nur ein bedeutendes weiteres 


land ſich weigert, den Werth ſeines eigenen Ru⸗ 


Steigen des Waſſerſtandes bei Thorn nur noch um 1—2 Zoll. Das 
end Eis fand auch geſtern dafelbft noch feſt. Bei 
rzebra 


© und eine kurze Strecke ober⸗ und unterhalb desſelben hat 
die durch Packeis geſtützte Eisdecke wieder eine ſolche Feſtigkeit gewon⸗ 
nen, daß ſie auch zur Nachtzeit paſſirt werden kann. Sonſt ſind we⸗ 
der hier noch auf der unteren Weichſel und Nogat Veränderungen 
eingetreten. (D. Z.) 


Verantwortlicher Redakteur: 


Dr. Julius Waſner in Poſen. 
Für das Folgende übernimmt br 


die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Petersburg, 8. März. Die Beſprechungen, welche General 
Ignatieff, der diesſeitige Vertreter auf der Konferenz und langjährige 
Botſchafter Rußlands bei der Pforte, mit den leitenden Staats⸗ 
männern in Berlin und demnächſt auch an anderen Orten haben 
wird, werden erneut feſtſtellen, daß die ruſſiſche Regierung keine 
ſeparate orientaliſche Politik anſtrebt, daß ſie vielmehr nur von den 
mit ihr in den Konferenz- Forderungen übereinſtimmenden Mächten 
Erklärungen herbeiführen will, welche die Ausführung des Konferenz⸗ 
Programmes als eine Pflicht der Pforte fixiren, welche Pflicht durch 
die der Pforte eingeräumten traktatmäßigen Rechte bedingt ſei. Es 
wird dann Sache der Pforte ſein, dieſer allgemein anerkannten Pflicht 
gerecht zu werden durch praktiſche Anordnung der bezüglichen Ein⸗ 
richtungen, reſp. durch prinzipielle Anerkennung derſelben, anderenfalls 
würde jeder betheiligten Macht das Auftreten für Erfüllung der 
allgemein anerkannten Pflicht freiſtehen. General Ignatieff ift durch 
feine ſpezielle Kenntniß der Verhältniſſe ſowie durch feine hervor⸗ 
ragende Stellung, von der man vielfach ſeiner Zeit ein beſonders 
prononzirtes, dem Kriege beſonders geneigtes Vorgehen behauptet hat, 
vorzugsweiſe auch perſönlich geeignet, die Beſchränkung der ruſſiſchen 
Politik auf die allſeitig in Frage geſtellten Angelegenheiten zu doku⸗ 
mentiren. 

Waſhington, 8. März. Im Senate fand geſtern anläßlich der 
neuen Miniſterernennungen eine lebhafte Diskuſſion ſtatt. Die Führer 
der republikaniſchen Partei verweigerten die Beſtätigung der Ernen⸗ 
nungen. Die Angelegenheit wurde an die bezüglichen Kommiſſionen 
verwieſen. 


London, 8. März. Im Unterhauſe antwortete Lord Bourke 
gegenüber Dilke, die Regierung wollte die Antwort auf das ruſſiſche 
Rundſchreiben in voriger Woche abgehen laſſen, verſchob aber die 
Abſendung, weil Rußland bat, zuvor weitere Mittheilungen von ihm 
abzuwarten. Dieſe Mittyeilungen erfolgten bisher nicht. weshalb 
auch die Antwort unterblieb. Auf die Frage Hanburp's erklärte Lord 
Bourke: die Regierung verkenne nicht die aus der Abweſenheit des engliſchen 
Botſchafters von Konſtantinopel für die britiſchen Intereſſen entſtehende 
Unbequemlichkeit und beabſichtige deshalb auch nicht, den jetzigen Zu⸗ 
ſtand ſehr lange fortbeſtehen zu laſſen. Auf die Frage Campbells 
über die Wahrheit des Gerüchts, wonach Bosnien eine Kriegsſteuer 
von 4 Millionen auferlegt worden ſei, antwortet Lord Bourke, es ſei 
ihm Nichts bekannt darüber, er werde ſich aber erkundigen; auch die 
Nachricht von der Fortdauer des Aufſtandes in Bosnien und dem 
üblen Zuſtande der Aufſtändiſchen während der Winterzeit könne er 
nicht beſtätigen. Es ſcheine, daß vor einiger Zeit 80 Mann von den 
Inſurgenten bei Nikſic angegriffen worden ſeien. Auch hat Montes 
negro die Verproviantirung von Nikfic abgelehnt. Es ſolle die Zahl 
der Aufſtändiſchen beträchtlich ſein; er hoffe aber, Bosnien und die 
Herzegowina würden zur Ruhe lommen, wenn der Frieden der Pforte 
mit Montenegro zu Stande komme. 
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Teſegraphiſche Lörſenzerichte. 
Fonds⸗Conrſe 


Frankfurt a M., 8. März Feſt, ziemlich belebt. 

[Schlußcourſe.] Londoner Wechſel 204.60. Pariſer Wechſel 81, 45. 
Wiener Wechſel 164, 35 Böhmiſche Weſtbahn 139%. Eliſabethbann 
109%. Galizier 172%. Franzoſen ?) 186%. Lombarden ) 65}. Nord⸗ 
weſtbahn 92%. Silberrente 55%. Papierrente 51%. Nuſſiſche Bopen⸗ 
kredit 793. Ruſſen 1872 83%. Amerikaner 1885 102. 1860er Looſe 
9796. 1864 er Looſe 250, 00. Kreditaktien *) 122. Oeſterr. Nationals 
bont 681, 00. Darmſt. Bank 968. Berliner Bankver. 9156 Frankf. 
Wechſelbank Oeſterr.⸗deutſche Bank —. Meininger Bank 75%, 
Heſſ. Ludwigsbahn 9156. Oberheſſen —. Ung. Staatslooſe 135, 20, 
Ung. Schatzanw. alt 813. do. do. neue 803 do. Oſtb.⸗Obl. II. 5676, 
a auf Reichsbank 156%. Goldrente 61. 


o chluß der Börſe: Kreditaktien 121%, Franzoien 186%, 
1860er Looſe —, Lombarden —, Reichsbank —, Balster 172%. 8 


*) per medio reſp. per ultimo. 


Aber ds. [ffekten⸗Sozietät.] Kreditaktien 122}, 
Franzosen 1864, 1860 er Looſe 97}, Silberrente 55%, Papierrente —, 
Goldrente 61%, Galizier 172%. Reichsbank —, Nationalbank — 


Lombarden 664. Feſt. re 
Wien, 8. März Geſchäftslos, aber ziemlich feſt. 
theilweiſe ſchwächer, Bankaktien angeboten, Deviſen anziehend. 
[Schlußkurſe.] Papierrente 62, 85. Silberrente 67.85 165161 
Looſe 106,25. Nationalbank 826,00. Nordbahn 1812, 50. Kreditaktler 
148, 50, Franzoſen 225, 50. Galizier 210, 50. Kaſch.⸗Oderberg 85 50 
ardubitzer —, —. Nordweſtb. 113, 00. Nordweſtb. Lit 3. — — 
ondon 124,15. Hamburg 60, 30. Paris 49, 30. Frankfurt 60, 30 
Amſterdam 103, 00. Böhm. Weſtbahn —, Kreditlooſe 164 25 
1860 er Looſe 109, 00. Lomb. Eiſenb. 80, 00. 1864er Monte 132 20 
Unionbank 50,00. Anglo⸗Auſtr. 70, 60. Napoleons 9, 91. Dukaten 
5, 92. Silbercoup. 113, 25. Eliſabethbahn 132, 50. Ung. Brämieneni 
71, 70. Marknoten 60, 90. 
Türkiſche Looſe 17,30. Goldrente 74, 70. 
Nachbörſe: Br Kreditaktien 148,70. Franzoſen 226, 00, Lom⸗ 
barden 80, 75, Galizier 210, 50, Anglo-Auſtr. 70, 50, Papierrente 
62, 90, Nationalbank —, —, Goldrente 74, 75, Marknoten 60, 90, 


ie 9359 fir, Offtziele Noti Silberrente 67, 85 
en, 8. März. zielle Notirungen: ilberrente 67, 85, 
1864er Looſe —, —, Sëll —, —, 1854er Looſe —, —, London 
124, 20, Paris —, —, Hamburg 60, 40, Franzoſen —, 00, Nord⸗ 


weſtbahn 113, 30, Dukaten —, —, Nationalbank 826, 00. 
Wien, a Br e 
40, 90, 


Bahnen 


8. März. Abendbörſe. Kreditaktien 149. 25, 
zoſen 228,00, Lombarden 80, 25, Galtzier 211, 25, Anglo Auſtr. 


u > Sad 

B 
* 
M 
M 

58, 75 
Ke 
ba 
— 

ſt 
Ba 
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Silberrente —, —, Papierrente 62, 95, Goldrente 74, 80, Markno⸗ 
ten 60, 85, Nationalbank —, —, Napoleons 9, 895. Feſt. 
aris, 8. März. Faſt ganz geſchäftslos. 

Schlu S e.] ZpCt. Rente 73,777, Anleihe de 1872 106, 90, 
Italieniſche proz. Rente 72, 65, do. Tabaksaktien —, —. do. Tas 
baksobligationen —, —. Franzoſen 465, 00. Lombard. Eiſenbahn⸗Akt. 
170, 00, do. Prioritäten 235, 00, Türken de 1865 12,174. do. de 1859 
64,00, Türkenlooſe 35, 50. É : d 

redit mobilier 147, Spanier erter. 11%, do. inter. 10%, Sne, 
kanal⸗ Aktien 683, Banque ottomane 377, Societe generale 491, 


Credit foncier 596, neue Egypter 178. Oeſterr. Goldrente 62. 
Wechſel auf London 25, 12 g 
Paris, 7. März, Abends. Boulevard⸗Verkehr. Zproz. Rente 


73, 87%, Anleihe de 1872 106, 86, Türken de 1865 12, 12}, Egypter 
178, 2: F. ottomane 378, 75, Italiener 72 50, chemins egypt. 
Fe 


London 8. März. Konſols 96 946. Italien. Sproß Rente 72 9/6, 
Lombarden 6%. 3 prozent. Lombarden⸗Prioritäten alte 9%. Zpror. 
Lombarden⸗Prioritäten neue 9, proz. Ruſſen de 1871 SU do. 
do 1872 83%. do. 1873 83. Silber 56. Türk. Anleihe de 1865 
12. bere, Türken de 1869 Sproz. Vereinigt St. pr. 1885 —. 
do Hproz. fund. 107%. Oeſterr. Silberrente 553 Oeſterr. Papierrente 
52. 6 proz. ungar. Schagbonds 83. 6pror. ung. Schatzbonds D Emiff 
79, 6proz. Peruaner 17% Svanier 11%. Platzdiskont 1% pCt. 

Aus der Bank floſſen beute 13,000, Pfd. Sterling. 

Wechſelnotirungen: Berlin 20,60, Hamburg 3 Monat 20,60, Frank⸗ 
furt g. M. 20,69, Wien 12,57, Paris 25,30, Petersburg 29 

Newyork, 7. März. (Schlu (Aal e.) Höchſte Notirung des 
Goldagios 58, niedrigſte 5%. Wechſel auf London in Gold 4 D 
43 C. Goldagio Zoe Bonds per 1885 1082 do. Sproz. fun⸗ 
dirte 1103. %2 Bonds per 1887 112%. Erie⸗Bahn 72. Zentral⸗ 
Pacific 1054. Newyork Zentralbahn 954. 


Produkten⸗Courſe. 
Danzig, 8. März. Getreide Börſe. 
rauhe Luft. Wind: N. 


Wetter: kalte und 


rigen ler Bezahlt 
ruſſiſchen 119/20 %: 
Wo 128 Pfd. 216 M. 


ai⸗Juni 216 M. Br., 215 M. G., 


Juni - Juli 218 M. bei; Regulirungspreis 216 5 

Roggen loko für inländiſchen unverändert, 122 Pfd. 163 M., 124 
Pfd. 165, 1664 M. nad Qualität, ruſſiſcher billiger, 118 Pfd. 146 M., 
119 Pfd. 1475 M., 119,20 Pfd. 148 Termine 


8 f . per Tonne 1 8 
April⸗Mai 158 M. Br., 155 M. Gd. ruſſiſcher 
. Br., unterpolniſcher April⸗Mai 162 M. Br., 
160 M. Gd. Regulirungspreis 157 M — Gerſte loco große 117 Pfd. 
151 M., 113 4 Pfd. beſſere 155 M., Heine 106/7 Pfd. 142 M. per 
Tonne bezahlt — Erbſen loco obne Umfag. Termine Futter⸗ April⸗ 
Mai 136 St M. Gd., Mai⸗Juni 138 M. Br. — Bohnen 
loko mit 137 M. per Tonne. gekauft. — Wicken loko zu 136—140 M. 
per Tonne verkauft. — Kleeſaat loko ordinäre 60, gute 148, grüne 200 
M. per 200 Pfd. bezahlt. — Kabel loco ruſſiſcher 115 M. per Tonne 
bezahlt. — Spiritus nicht zugeführt. } 

Köln, 8. März. (Getreivemarkt) Weizen, biefiger Into 
24, 50, fremder loko 22, 50, pr. März 22, 20, pr Mai 22, 55, 
pr. Juli 22, 70. Roggen, bieſiger loko 18, 00, pr. März 15 95, 
pr. Mai 16,30, pr. Juli 16, 10. vie loko —,00, pr. März 16 00, 
Gë am 16,50. Rüböl, join 38,00, pr. Mai 35, 20, pr. Oktober 


nicht gehandelt. 


Mai 157 


mſas i 
Br., 13, 75 Go., pr. März 13, 50 Gd., pr. Auguſt⸗Dezember 15, 25 


r. — Wetter: Sch 
renten, 8. März. b (Schlußbericht. 
7 op 14, 15, pr. April 13, 75, 
ai 14, 15, pr. Auguſt⸗Dezember 15, 00 Br. 
Paris 8. März. Produktenmarkt. (Schaußbericht). Wetter 
matt, pr. März 27, 50, pr. A i 


2 Petroleum matt. 
Standard white loko 14, 15 Br., per M 
pr. 


75, pr. Mai⸗Juni S 
wechd, pr. März 89,75, pr. April 89, 75, pr Mai: Auauft 89, 50, 
pr. 


8. März. Havannazucker ſehr flau. 


Glasgow, 7. März. Roheiſen. Mixed numdres war ran 8 
51 Sb. 15 d. 

Liverpool, 8 März. Baumwolle: (Schlußbericht). Um 
ſatz 8000 Ballen davon je Spekulation und Export 2000 Ballen. — 
Stetig. Futures ſchwach. - 

Middl. Upland 6%, middl. Orleans Gäie, middl fair Orleans 
756, fair Orleans —, middl. Mobile 6%, fair Berram 67, fair 
Bahia 69% fair Maceio 61, fair Maranham 6, fair Rio 6%, 
middl. Eayptian 55, fair Egyptian 6°, good fair Egyptian 68, fair 
Smyrna 6, fair Dbholera! E fully good fair Dbollerah 53%, middl. 
air Dhollerah 58, middl. Bhollerah 44. good middl. fair Dholle⸗ 
rah 5 ie, fair Oomra 52, good fair Domra 58, fair Scinde 4%, 
fair Madras 5}, fair Bengal 4%, good fair Bengal 5%,, fair 
Tinnevelly 5t, fair Broach —. 

Mradferd, 6. März. Wolle und wollene Waaren un⸗ 


verändert. g ! 
Leith, 7. März. Getreidemarkt. Fremde Zufuhren der Bode: 
ehl 


Weizen —, Gerſte —, Bohnen 3, Erbſen 22 Tons, Hafer —. 
4164 Sack. . 
1 ſtetig zu letzten Preiſen, Mehl unverändert. — Wetter: 
älter. 
Atſterdam, 8. März. Getreidemarkt Schlußberich 


- Lë A 
Weisen lofo geſchäftslos, auf Termine unveränd., pr. März 310, 


er Mai —. Roggen loko unverändert, auf Termine feſt, per 


März —, per Mai 191. Rüb öl loko 39, per Mai 39, 

37% Raps pr. Sn Fl. — Wetter: —. e Bet 
Amſterdam, 7. März. Bancazinn 43. 
Antwerpen, 8. März. Getreide markt. (Schlußbericht) 


Weizen unverände tet. 

E? A , d 5 Roggen Hafer behauptet. 
Petroleummarkt (Schlußbericht). Raffinirtes, Type weiß, lolo 

bez, At Br. pr. März 34 bei, 31 Br., pr. April 347% Bre, per 

Welchen — bez., 37 Br., per September⸗Dezember — bez., 38 Br. 


ne r April⸗Mai . bez., per Mai⸗Juni 55,4 55,2 bez., per EN uſt 56,7 M. bez., per Aug.⸗Sept. 57,5 M. bez. 
Produkten⸗Börſe. en 56,4—56,2 bez., per Juui⸗Auguſt 57,5—57,3 dez. per Au⸗ mel det: SÉ — 125 1 ME für Kündigungen: Nüb 
N guſt⸗ September 58,1—37,8 bez. — Mais per 1000 Kilo org . — Cat loko 16,5 bez., Regulirungspreis 16 Ge Marl 
1 8 März. Wind: Nord. Barometer: 27,10. — Ther⸗ neuer 125—133 nach Qual. gef., alter 133—139 nach Quad. gef., alte Mfanee 17 M. ber. (Oſtf.⸗Zig 
d mometer —0’ R. Witterung: Sehr ſchön. ei Ve E SE Bahn E 41 31 d Lea une e "on 
000 Kilogr. — oggenme 0. un per ogramm o in a 47 55 rothe feſt, or > mi —563, 3 
f 1 — 32 ir E nel: 220219 Zeie wë SS Dann Monat 22,90 bez., per März⸗April 22,85 bez., per April⸗ 5 ochf. 76-89. — Kleefgat weiße matt, ord. 40—50, mittel 55 H 
f uni 222,5— 223,00 bez., per Juni⸗Juli 221,5—222,5 bez. per Septbr.⸗ ai 22,80— 22,75 bez. ver Mai⸗Juni do., per Juni⸗Juli do., per Gei 64 bis 68, hochf. 72-76. — Roggen per 2000 Pfd.) 5 
IE Dftbr. 216,00 214,0 bez. — Roggen Loto per 1000 Kilogr. 154-183 | Auguft-Sept. Pr ehl. Nr. 2,0—7,0, Nr. 0. und 1. — Ctr. — Abgel. . März u. mn 
N : ee 8 27,00—25,50 5 n Ur. J. 4600 27 eo und 1. Noril 153 Or, per Arth ge Go Br 
| nach Qualität gl, euf ö 61—161,5 = oben bez., neuer do. 155 WC e 
A bis 161, do, poln. —, Inländifcher 176—183 ab Bahn bez., defekter — 23, en per Brutto inkl. Sack. (B. u. H.⸗Ztg. per Juni⸗Juli — & 
H do., per dieſen Monat 161,5—161,00 bez., ch März⸗April do., per Stettin, 8. ng (Amtlicher Bericht.) Wetter: Sat per Mai⸗Juni — FREE, Juni uli —. Gef. — Gantner 1 
f April⸗Mas 1 1625—163,0—161,5 bet, per EMai⸗Juni 160,0—159,5 | + 2 Grad R., Morgens — 3 Grad R. Barom. 27, 10. Wind: e per April gi 15, Gd, per Mai⸗Juni 138 Gd. ai ind 
bez., per Juni⸗Juli 159,0—158,5 — Gerſte loko per 1000 Kia. | Nord. „Cent DÉI Haps 320 Br, Gek. — Etr.— X üböl matter, CE 
| M. 110183 Su Soit e el. — "eat er loko per 1000 Kilo Weizen wenig verändert, per 1000 Kilo loko gelber 174—206 M., | 100 Str. Loko 69,50 Dr per Merz u. per März April 67,50 Br, Ir 
120—183 nach Qual. gef., SE u. weſtpreußiſcher 135—155, ruft: feiner 209 bis 219 M., per Frü ibjahr 217, CSN M ber, per Mai: | Apr. Mai 67,50 Br., per Mair, Juni 682 Br., 9955 Sept.⸗Okt 65. 2 
ſcher 125—150, neuer Wi er 160-163, neuer ſchleſ. 183—162, | Juni 220 bis 20 M. bez., per Juni⸗Juli 222,5—221,5 M. bez. per | — Spiritus matter. Gefündigt -- Liter. Loks 51.70 Br. Dis 
galiziſcher — —, böhm. 157162, ungar. 140 142, defekter —, per er Ve 224 —223—223,5 M. Dei, per September⸗ Oktober 219 bis] Gd. per März und ver März⸗ April 52,50 b z. u. Br., April 
d Ben Monat —, per April-Mai 152,5-151,5 bez. per Mai⸗ Juni — See wenig veriinbert, per 1000 Kilo loko inländi⸗ | 52,80 Br., ver Mai⸗Juni —, per Juni⸗ Juli --, per Juli⸗ Aug. 
160 153,00 —152,5 bez., per Juni⸗Juli 154,00 bez., per Juli⸗Auguſt. —. ſcher 180 — "et M ruſſiſcher alter 154—157 M., neuer 157—162 M., Zint: ohne E (B. u. H. Bl.) 
RE: — Erbſen per 1000 Kilgr. Kochwaare 151186 nach Qual., Fut⸗ per Frühjahr 155,5 bis 157—156 M bez., Lei Mai⸗Juni 156—155,5 Die Bör ſen⸗ Kom mifſion. 
rr eg I BE er EN E 3 
Sch bien —. — Lein oko per 0 ilogramm obne Un loko Malz⸗ bis Futter⸗ i — eteorolo ische iBeoba tungen au 
15 Gi om, — Zä Ai 100 bieder Aan n et 6900 | Hafer matt, ver 000 Sie 8. 8 0 JS, der Beihiabe 05m. | —— er a = SS? Ar ele 
E mit Faß per dieſen Mona eo, per März⸗April do., per per Mai Juni r. — Erbſen ma ber ilo loko ae erm Win sem 
84 a E per Mat- Juni 67,5—67,3 bez., per Sutter, 139 bis 143 M., Koch⸗ 148 bis 153 M., per Faber ku tier 3 — K 8 2 bnd. 2 i 1 
1% Juni⸗Juli —, er Gg 65,9—65,8 bez, per Dftober- | 14 M. Br. — Winterrübfen niedriger, per 1000 Kilo per Septhr. 8 März N ESA A 2. 5 2 — d NW 2 3 
cl November — — Petroleum raff.) (Stand. En per Ste 293=292 M. bez. — Rüböl niedriger, per 100 Kilo loko ohne Abnds. 10 27“ 8.25 — 13 NNW 23 AC ah 
WE 100 Kilogr. mit A loko 34,00 be, per Mea? Von 8,00 bez., Su BS 2 oi Di Za: per März 66.5 M. Br., März⸗April , 9 = Mors vi 27.0 88 29 eu bedeckt St. 
ir Februar⸗März — bez., per ärz⸗April —27.2 Be per April: bez., per Mai 67,5 M. bez, per September: 
April M Mai do., per Sen 32,00 5 — Spiritus Oktober 61,75 im Se — Spiritus je 275 10,009 Liter Proz. loko Waſſerſtand ver Wart 
er 100 Liter a 100 pet. = 10,000 pCt. lolo ge Faß 53,7 bez., ohne Faß 52,9 M. bz., per Frühjahr 54— 53,9 M. bez, per Mai⸗ Boten, am 1 März Mittags Z 2 Beier 


oko mit Faß —, per dieſen Monat 54,2 bez., per März⸗April do., | Juni 55 M. bez. und Br., per Jun Jul 55,8 — 55,7 M. ber, per 


| gem Mäer nur e ara He Schwankungen und eine geringe aus 
chung in der men Börſenſtunde. Per Ultimo notiren wir: Ga: 10 
fen 370,50 — 373,50, Lombarden 131, Kredit⸗Aktien 241,50 —1—3.50 4 
rahütte 65,40 — 5,60, Diskonto⸗Kommandit⸗ Antheile 104,50, Aten - 
berger, Breslauer Oelfabrik⸗ und Schleſiſche inkbütten ⸗ Aktien * 

wannen je 1, Prioritäten 1,50, Potsdamer 0, Halberſtädter Lë 

Norddeutſche Grundkredit und 1 er Bank je 1.50, Bir 
Fabrik verlor 1, Brüſſeler Bank 14 e eſt. — Kreisobligald 
nen 5⸗ proz. 101, 75 bez., 4% ⸗ proz. 99,60 bez., 1 proz. 93 G. 


Berlin, 8. März. Die fremden Plätze Ee ziemlich feſte Haltung | Goldrente, Rheiniſch⸗Weſtfäl. und Schleſiſche Bahnen traten in den 
geſandt; die geſtrigen Kriegsbefürchtungen ar vergeſſen und die | Vordergrund. Die Courſe hoben ſich langſam um etwa 2 Mk. oder 
einlaufenden eher Ferußige lautenden pol. Nachrichten blieben Anfangs f 1 Prozent, ohne daß ſich größere Lebhaftigkeit kund that. Ruſſiſch⸗ 
unbeachtet. Die Courſe ſetzten hier zwar gegen geſtern wenig verän⸗engliſche Anleihen blieben wel feſt; deutſche Eiſenbahnen fanden im 
dert ein, Diskonto⸗Kommandit⸗ Antheile ſtellten ſich ſogar niedriger, | weiteren Verlaufe der Börſe beſte Beachtung, Neben den an den letz⸗ 
doch trat ſofort eine Erholung ein, welche die geſammte Haltung als | ten 1 beträchtlich gedrückten ſchweren Bahnen ſtellten ſich nament⸗ 
recht feſt erſcheinen ließ. an ſprach wiederum von den Käufen] lich Märkiſch⸗Poſener und Halle⸗Sorau⸗Gubener beſſer. Banken und 
eines großen Hauſes und ſtellte eine friedlichere Auffaſſung der Ber | Induftrie-Bapiere ohne erwähnenswerthe Bewegung. Anlagewerthe 
hältniſſe in den Vordergrund. Neben GE hoben og | fanden wenig Beachtung, lagen jedoch recht ex namentlich auch aus⸗ 
Deckungen langſam den Coursſtand; doch blieben die Umſätze be⸗ | wärtige Prioritäten. Der Geldmarkt blieb bei mangelnder Nachfrage 
ſchränkt. Krebſtaktien und Franzoſen, ruſſiſch⸗engliſche Anleihen und Jſehr flüſſig. Privatdiskont 2 Prozent. Der Lët ed bei gerin⸗ 


ER | e Se bz © | Srefeld, K. Kempen Gel Oberſchleſiſch⸗ 
4 Gera⸗Plauen 29,25 G bo. 
37 25 ` 
5.4 90 $ 


hr 


do. v. St. g 
Obligationen, do. 4 99, 0 G 


4 94 20 65 * 0 wwalbank 4 
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SE: 
PER 


E) 
. neue 43 102,75 bz don 1858, © 


S 
& 


pothek. (Hübner) Ja Aach. . D 5 91 ail S do SÉ 1862, 644 99,00 bi © 


omm III. 13. 100 3 100,75 bz Eentralbt. ] Bauten 4 
Fends⸗ u. Altien⸗Börſe k. pr. B- 6, P. Bf. 8 5 100.25 B Centralbk. f. Ind. u. 9. 4 | 69,90 bf & dk 
Berlin, ben 8. März 1877. de, unk. rückz. 1105 103,00 bz G Cent.⸗Genoſſenſch.⸗B. fr 95,50 50 G 3 40 B Halle Sorau- Guben? bz 
Wes nßiſche onde und wg ` Ze 5 15 bz G Chemniger Bank⸗B. 4 77.25 G W ` 32 90 bz 
Curt Coburger Gredit-®, 4 70,00 bz G 23,00 G D. Sch 
zit, Anleihe 945 He 10 bz G 015 10 gät Wechslerban? 4 | 74,00 G Union: Sieg “| 2,50 G 9 „Gaſchw.⸗ Ns. 5 
22. neue 187 35,70 bz o Danziger Bank fr. 72,00 B Unter den Birten 41910 G Dtm Posen 71,20 bz G 
„ ⸗-Hnleihe 91 95,90 bz R zen Ha 8 F I u ei Zeg „Halberft. 5 8 os A 8 a0 
H 33 9225 b ädter Bun d H Sichiert Dulforp) fr ` 2 H g 3 Sa. v. Té 
en | 3 91,25 = Br Dm © ei 5 Zettelbank 4 | 96,50 G Wiffener Peru? 412 50 G Münſter⸗Enſchede 5 Oberſchleſ. v. 1874 98, 75 
L ⸗Heichb.⸗Obl. 2 101,00 bz e 4 101, eiſauer ere H 110 GE G Möhlert Darin |# | 11,00 B F 5 35.40 65 G] do. SH A 98,— S 
Be Stadt⸗Obl. 4102,25 B gi 805 red. d do. Landesbanf 4 115,75 bz .. erlau 5 —.— do. Co A 2 
bo. f 93,00 © „ BD... ı0k 94,36 Deutſche Bant 4 | 8600 © Eiſerbahn⸗Btem m: Merten. Vë been Südbaen , n] do 5 103,20 f 
21. Sladt⸗Anl. 1 * eë WC deg 5 1 1,25 b do. Wenaſſenſch. 4 92,75 B Kochen We ſtricht 14 A 50 bz G Rechte Oderufer⸗ Bahn ? 107,00 bz B | do. Niedf d ER b. 40 — ` 
en do. 44101, 40 bz do. R 45 98,25 b 0. Hyp. GC 4 93, 0 B Altung Kiel 4 21,50 G Seck? R Kee do. Late Poſ. 3 4 95 
erb ie 10100 b SE 1 1 . en SE 2 89.20 G Srl — H 310 10 5 —— bahn e 00 55 5 
ki usländiſche ande. - be SZ Berlin⸗Anhalt 3 Saal⸗ u mat 5 9,40 8 
meet 4101,90 bz © 0 G Disconto⸗Comm. 104 25 bz Berlin- Oelde 5 20 80 bz al⸗Unſtrutbahn 12 
106,20 G ` é TiltsInfkerburg 5 o. 5 
Butt? Sentral 425, 25 G 72,50 bz B G Weimar⸗ Geraer D 20 20 10 bz G] do. (8 
dan 3. Ziepmërt, 81 8 15 N Wen Ah * Creditbant 53,60 bz Reßt. Oder ufer 5 101,10 bz 
zg. neueſs ba o \ „B. O Schuft 4 séit A G Eifenbade erzovitats⸗ hein ſche ` 
7 8 a 2 
bz 
© 
B 
G 
B 
G 
& 
B 
bz 
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do. Gamm ⸗B. Set 1 6 


A. Srandbg.Ered. Det. Pap. Mente ] 
| 9 Al 84,90 G Königsb. Vereindbanti4 82,75 do. v. 1865 44 99,00 b 
0 8 15 . 9 8 Fer ene 109.50 1475 bj G Se 3 75 9 de. Va 71, 735 103,50 2 
ze, 4101,60 bz Ke WC 100 fl. 1858 — Discontobank 4 | 65,50 410856 ve, ⸗Maͤrkiſche 1 6 4 19000 do. n 1874 5 103,75 8 
7 Me eeſche Sé 23.00 2 do Lett. a 1860 el 155 Vereinsbank 31 92,50 do. d 1 11 UA 100,00 © er ha v. St. RE 101, 75 4% 
E e, © | 9420 55 K Si Se do. Wechſelbank 4 | 63,00 gang, Posen: 4 | 1960 bz de. II. v. St. AR 3480 6 D de. Wio: 
` 5 Au S KR agdeb, Privatbant 4 106,0 Baden bas a 6] de. do. Tat BEL 8480 © Sen- ba, 44 99,50 0 
2 He che, gens 65 e Medienb. Bodeneredu 4 | 81,00 Napping 2 3 pe. do. Lit. OJ 77,75 5 |ühäringe 104, 96,25 © 
Us ak e 4 5 do. Hypoth.⸗Bank 72 75 bz B 1525 Ds en 2 do. IW. 44 99.00 B do. 1/4 
di Eiter 3 84,90 bz Meininger Creditbank ? | 74,75 S d'AS 75 B bo. V. Vi 98,75 bz G do. II 4 | 96,25 & 
LO de. lt A. u. 8 4 8 do. 1.15 do. Hypothekenbk 2 | 95,75 H B do. VI. 4 44 98,75 bz © do. iv. £ 
18 Ze. neue A. u. Stalieniſ e Rent 5 73 . h Barf Don 8 G 55 Angen@äfiitf La g ‚102, 90 5 Dn V. 4 
(Ss je r. L iter 82,90 b 2 ER rddeutſche Ban — 8 7 
„ 19 g W 98,25 5 8 gf ec, ele 95,25 dz G — 8 . ege: 
We a 101,60 b Deſterr. Credit 4 ; wëlt Zbeban | 
A Br. m. e 1070 i feier e 3 Cat, Enten H 275 65 @ = dagen. 4 ` | ER ELE ee A8 Säi "Si 
E? 1 neue g Oftdentſche Ban d H d * 
. zé 44|100,59 bz ED SC ſener Senne H E 8 Hemm. Gentzaibahn fr. une D Dar, echt N 28 do. Ss | 910 0 0 
An P briefe: ar D . do. H AN | 78% D 
(Ze EN 4 | 95,50 b Wi — Wr 5 91,00 G 3 do. Norbb. Pr. Dia 103,25 8 Lemberg⸗Czernow. 15 62 60 U 0 
IDEE: merſche 4 | 95,50 a un ech 103 bo | 11,00 b. G Pn Rubrik, 4 —— 8 do. 11.5 62,50 f 
deg. dack log? 187115 14110125 D 1 Jo ee lee d 
aan , E e Minus (mine | 
wu ` ke e. See ere es e. Dal 1. Et. gur 41004 n gl ee be. f Jef d 104,50 f ZE 
Së RE de. d. 5. 18668 li 15 7% d ce OL ER egi eg 1. 7 101,7: Open beg Sten 500% | 
D „ 5. rovinz⸗Gewerbebk. do D Jé 0 gänzungön. 3 295,70 . 
SN 8 te, Privatbank 1 120.90 zenden Bear, Eh d pt „ Daher, nf Oi. 958 
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